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Unser gegenwärtiges Weltwirtschaftssystem zeichnet sich 
durch eine immense Ressourcenintensität aus. Aktuell bean-
spruchen die Produktions- und Konsummuster des globalen 
Kapitalismus jährlich etwa 80 Milliarden Tonnen natürlicher 
Rohstoffe (die üblicherweise in vier Kategorien unterteilt 
werden: Biomasse, Mineralien, fossile Energieträger und 
Metalle). Monika Dittrich und KollegInnen beziffern einen 
nachhaltigen Ressourcenverbrauch in einer Studie aus dem 
Jahr 2012 auf jährlich 50 Milliarden Tonnen. Gleichzeitig 
schätzt das AutorInnenteam, dass eine Fortführung gegenwär-
tiger Akkumulationsmuster bereits 2050 einen Rohstoffbedarf 
von ca. 180 Milliarden Tonnen im Jahr aufweisen würde.1

Neben dem steigenden Verbrauch, der mit immer deutlicher 
zu Tage tretenden ökologischen Verwerfungen einhergeht, 
sind kapitalistischen Verwertungsprozessen auch chronische 
Unterschiede regionaler Produktions-, Verarbeitungs- und 
Konsummuster von Rohstoffen inhärent. Nachdem hoch-
entwickelte, insbesondere westliche Industrienationen trotz 
zunehmender Verlagerung verarbeitender Wirtschaftsbran-
chen in aufstrebende Schwellenländer weiterhin überpro-
portional viele Ressourcen – mitunter in weiterverarbeiteter 
Form – zur industriellen Produktion sowie zum Endverbrauch 
importieren, beschränken sich die Wirtschaftstätigkeiten vieler 
Entwicklungsländer nach wie vor größtenteils auf die Förde-
rung und den Export von Rohstoffen. Die Verfestigung dieser 
Tendenzen ist zu einem nicht unerheblichen Teil auch auf die 
weltwirtschaftlichen Entwicklungen seit den 1970er Jahren 
zurückzuführen. Die mit der neoliberalen Wende einhergegan-
gene wirtschaftspolitische Öffnung vieler unterentwickelter 
Staaten erschwerte es diesen zunehmend, eine unabhängige 
Industrialisierung voranzutreiben. Im Windschatten der USA 
pochten vor allem auch die (west-)europäischen Länder auf die 
Durchsetzung neoliberaler Spielregeln globaler Handels- und 
Investitionspolitiken.

Die dadurch initiierten neoliberalen Vergesellschaftungspro-
zesse befeuerten in vielen Schwellen- und Entwicklungsländern 
soziale Konliktsituationen. Insbesondere in den exportorien-
tierten Rohstoffsektoren treten diese oftmals deutlich zu Tage. 
Proteste, Demonstrationen und Streiks marginalisierter Arbei-
terInnen und anderer Bevölkerungsgruppen werden dabei 
nicht selten von staatlicher Seite gewaltvoll niedergeschlagen. 
Dass staatliche Repression in (semi-)peripheren Ländern dabei 
jedoch nicht losgelöst von politökonomisch vermittelten glo-
balen Herrschafts- und Machtasymmetrien zugunsten poli-
tischer und wirtschaftlicher Eliten, ja mitunter auch großer 
Teile der Mittelschichtsbevölkerungen des globalen Nordens 
zu verstehen ist, wird in diesem Zusammenhang oftmals nur 
unzulänglich relektiert. Die subtilen Abhängigkeits- und 
Ausbeutungsverhältnisse der internationalen politischen Öko-
nomie, die mitunter blutige Repressionsbemühungen in der 
(Semi-)Peripherie bedingen, werden ausgeblendet.

Die handels- und 

Rohstoffpolitik der 

Europäischen Union

Europa ist der größte Nettoroh-
stofimporteur (nach Gewicht) 
der Welt.2 Insgesamt zwei Drit-
tel aller EU-Importe entfallen 
auf Rohstoffe, Halbfabrikate 
und Komponenten.3 Im Jahr 

2013 importierte die EU allein Rohstoffe im Wert von 410 
Milliarden Euro.4 Nachdem die EU die heimische Nachfrage 
nach vielen Industriemineralien durch eigene Produktionsstät-
ten decken kann,5 sind es insbesondere energetische Rohstoffe 
(Erdöl und -gas) sowie einige wichtige Metalle, die importiert 
werden müssen. Eine Vielzahl kapitalintensiver europäischer 
Industriesektoren ist darauf angewiesen, dass diese Bestand-
teile kostengünstig geliefert werden können. Dabei konzen-
triert sich der Großteil des Bedarfs an Rohstofimporten in 
wenigen wirtschaftsstarken Ländern. Deutschland ist hier mit 
mehr als der Hälfte der Nettoimporte sicherlich der relevante-
ste Industriestandort. Weitere wichtige Destinationen sind Ita-
lien, Großbritannien, Belgien und Spanien.6

Um eine langfristige Planungsfähigkeit hinsichtlich der 
Versorgungssicherheit einzelner Rohstoffe gewährleisten zu 
können, sieht die EU-Rohstofinitiative aus dem Jahr 2008 vor, 
in regelmäßigen Abständen Listen kritischer Rohstoffe zu erar-
beiten. Die Liste wird mindestens alle drei Jahre überarbeitet 
und liegt seit 2017 in ihrer aktuellen Version vor.7 Zählte die 
erste Liste aus dem Jahr 2011 noch 14 kritische Rohstoffe, so 
stieg die Anzahl dieser mit jeder weiteren Überarbeitung an: 
2014 wurden 20 Rohstoffe als kritisch erachtet, 2017 erwei-
terte sich die Liste nochmals auf 27.8

Insbesondere seit der Veröffentlichung der Handelsstrategie 
Global Europe 9 im Jahr 2006 berücksichtigen außenwirt-

schaftspolitische Dokumente der EU auch vermehrt rohstoff-
politische Handelsaspekte.10 Auch hier räumt die Europäische 
Kommission europäischen Unternehmen eine prominente Stel-
lung im Konsultationsprozess ein: Die Unternehmen haben 
klar zum Ausdruck gebracht, dass sie aktiver an der Beseiti-
gung von Hemmnissen mitwirken wollen. Die Kommission 
hält es daher für sinnvoll, sich häuiger mit den europäischen 
Unternehmen und den Mitgliedstaaten zu trilateralen Gesprä-
chen zu treffen und schlägt hierfür die Einrichtung eines eige-
nen Forums vor .11 Der privilegierte Einluss europäischer 
Kapitalinteressen auf die (Außen-)Wirtschaftspolitik der EU 
zeigte sich auch in den 1980er/1990er Jahren, als primär trans-
national orientierte Kapitalfraktionen in Form des European 
Round Table of Industrialists (ERT), einer Lobbyorganisation 
von rund 50 der größten europäischen multinationalen Unter-
nehmen, den aufkommenden Diskurs um die Notwendigkeit 
internationaler Wettbewerbsfähigkeit  der EU und die dafür 
erforderlichen neoliberalen Politiken maßgeblich in ihrem 
Sinne beeinlussen konnten.12

Die neoliberale Ausrichtung der EU-Außenwirtschaftspolitik 
besteht auch heute noch, wie nicht zuletzt der handels- und 
investitionsliberalisierende Ansatz der Rohstofinitiative auf-
zeigt. Dabei konzentriert sich die EU aufgrund der Stagnation 
multilateraler Verhandlungen in der Welthandelsorganisation 
(WTO) seit geraumer Zeit vermehrt auf bilaterale Abkom-
men. Der Abbau von rohstoffrelevanten Exportrestriktionen 
ist wichtiger Bestandteil in all diesen Verträgen. Auch die 
Verhandlungen zu den Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 

Europa und der neoliberale 
Extraktivismus in Südafrika
Ungleiche Entwicklung und die 
Externalisierung von Gewalt

von Simon Lang
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(WPA) mit den AKP-Staaten, eine Gruppe von 79 Entwick-
lungsländern aus Afrika, Karibik und dem Paziik – viele 
davon ehemalige europäische Kolonien –, sind in diesem Kon-
text zu betrachten, da die EU – teilweise unter dem Einsatz 
erheblicher Druckmittel – versucht, diese Länder rohstoff- und 
handelspolitisch zu öffnen. Dies kritisierte auch der ehemalige 
stellvertretende Generaldirektor der WTO Ablassé Ouédraogo, 
als er 2010 feststellte: Nach sieben Jahren vergeblicher Dis-
kussionen versucht Europa nun, die [WPA] mit Zwang statt 
Dialog durchzusetzen. Wenn die Abkommen in ihrer derzei-
tigen Form endgültig in Kraft treten würden, würden sie den 
AKP-Staaten die wichtigsten politischen Instrumente, die sie 
für ihre Entwicklung benötigten, verwehren .13 Das erste afri-
kanische WPA wurde 2016 mit der Entwicklungsgemeinschaft 
des südlichen Afrika (englisch: Southern African Development 
Community; SADC) geschlossen, der u.a. auch Südafrika 
angehört.

Südafrika und der handel mit der EU

a) Die Neoliberalisierung Südafrikas

Am 26. April 1994 wurden die ersten freien und demokra-
tischen Wahlen in der Geschichte Südafrikas abgehalten. Der 
Afrikanische Nationalkongress (englisch: African National 
Congress; ANC), eine politische Partei, die aufgrund ihres akti-
ven Engagements in der Anti-Apartheidbewegung bereits in 
der Vergangenheit weite Teile der schwarzen südafrikanischen 
Bevölkerung für sich gewinnen konnte, ging dabei als klarer 
Wahlsieger hervor. Nicht nur in Südafrika setzten Menschen 

immense Hoffnungen in den dadurch in Aussicht gestellten 
Demokratisierungsprozess. Doch obwohl dieser bedeutsame 
politische und verfassungsrechtliche Verbesserungen mit sich 
brachte, blieben die erwarteten positiven sozioökonomische 
Transformationen weitgehend aus.14

Dieser Umstand ist zu einem nicht unerheblichen Teil auf die 
letzten Jahrzehnte neoliberaler Politik des ANC15 zurückzufüh-
ren. Der ehemalige Kabinettsminister Ronnie Kasrils datiert 
den entscheidenden Moment der neoliberalen Wende Süd-
afrikas auf den Vorabend der ersten demokratischen Wahlen, 
als die ANC-Führungsriege einen IWF-Kredit zur Abzahlung 
der Schulden des Apartheidregimes annahm – gepaart mit den 
obligatorischen Strukturanpassungen.16 Kasrils schlussfolgert 
dazu: Zwischen 1991 und 1996 entbrannte ein Kampf um 
die Seele des ANC, der letztendlich von der Macht der Unter-
nehmen gewonnen wurde: Wir wurden von der neoliberalen 
Ökonomie vereinnahmt – oder, wie heute einige beklagen, wir 
haben unsere Bevölkerung den Bach runtergehen lassen .17 

Im Jahr 1996 verabschiedete der ANC unter der Präsident-
schaft Mandelas die makroökonomische Strategie Growth, 
Employment and Redistribution  (GEAR), deren neoliberale 
Orthodoxie fortan richtungsweisend sein sollte.18

Diese Entwicklungen blieben natürlich nicht ohne Folgen 
für die südafrikanische Wirtschaft, deren zentrales Element 
traditionell der Bergbausektor ist. In diesem Zusammenhang 
sprechen einige Autoren auch von einem mineralisch-ener-
getischen Komplex (englisch: Minerals-Energy Complex; 
MEC),19 der für die weitläuigen Abhängigkeitsverhältnisse 
vieler Zulieferer- und Versorgungsindustrien zu den südafri-
kanischen Bergbaukonglomeraten steht.20 Der Bergbausektor 

Quelle: Öko-Institut 2018
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n an sich hat dabei in den letzten Jahrzehnten viele Veränderun-
gen erfahren. Zunächst ist sein relativer Anteil am südafrika-
nischen BIP stetig gesunken: 1980 lag dieser noch bei 22,2%, 
2014 nur noch bei 7,6%.21 Der Beitrag von Bergbauprodukten 
und (leicht verarbeiteten) Mineralien zur Gesamtheit an expor-
tierten Gütern ist allerdings mit 40,1% nach wie vor hoch.22 
Was die Zusammensetzung der geförderten Bergbauprodukte 
betrifft, so lässt sich ein relativer Bedeutungsverlust von Gold 
zugunsten von Metallen der Platingruppe feststellen.23

Im Zuge der zunehmenden Liberalisierung der südafrikani-
schen Wirtschaft entschieden sich viele der großen nationalen 
Bergbauunternehmen (die prominentesten darunter sind wohl 
Anglo American und Gencor), ihren Hauptsitz und ihre Bör-
sennotierung ins Ausland zu verlagern. Wurde anfangs noch 
argumentiert, dies würde aufgrund der günstigeren Positionie-
rung auf den (Kapital-)Märkten auch Südafrikas Wirtschaft 
zugute kommen, zeigte sich bald ein gegenteiliger Effekt. Die 
globalisierten Konzerne stellten von nun an ihre internationalen 
Proitinteressen offener über diejenigen der südafrikanischen 
Bevölkerung. Die Folgen waren massive Desinvestitionen aus 
dem Bergbausektor, einhergehend mit dem Verlust inanzieller 
und technologischer Kapazitäten.24

Trotz des relativen Bedeutungsverlusts des Bergbausektors 
bleibt die südafrikanische Wirtschaft weiterhin von den großen 
Wirtschaftskonglomeraten des MEC bestimmt.25 Da der ANC 
trotz anders lautender Rhetorik26 keine Politik inklusiver Ent-
wicklung verfolgt, sondern vielmehr neoliberale Orthodoxie, 
ist es nicht verwunderlich, dass große Teile der südafrikani-
schen Bevölkerung nach wie vor unter ärmsten Bedingungen 
leben. So ist die Situation vieler EinwohnerInnen mit den 
Lebensumständen in weitaus ärmeren subsaharischen Staaten 
vergleichbar, obwohl Südafrika zu den Ländern mit gehobe-
nem mittleren Einkommen zählt. Dies ist maßgeblich auf die 
immense soziale Ungleichheit in Südafrika zurückzuführen, 
die seit 1994 weiter angestiegen und mittlerweile die höchste 
der Welt ist.27 Auch die Arbeitslosigkeit stieg mit dem Ende 
der Apartheid an und liegt nach ofiziellen Zahlen aktuell bei 
24,5%, kalkuliert man Erwerblose, die nicht auf der Suche 
nach Arbeit sind, mit ein, ergibt sich eine Quote von 33,8%.28 
Zwischen 2007 und 2012 lebten 13,77% der südafrikanischen 
Bevölkerung von 1,25 Dollar oder weniger pro Tag, während 
31,33% mit 2 Dollar oder weniger pro Tag auskommen mus-
sten.29

b) Südafrikas Handelsbeziehungen mit der 

Europäischen Union

Diese und andere sozioökonomische Missstände werden 
wohl auch in absehbarer Zukunft nicht behoben werden, da 
der ANC weiterhin eine Politik neoliberaler Weltmarktinte-
gration verfolgt, wie nicht zuletzt das seit 2016 angewandte 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zwischen Südafrika und 
fünf weiteren Ländern30 der Entwicklungsgemeinschaft des 
südlichen Afrika auf der einen und der Europäischen Union 
auf der anderen Seite verdeutlicht.31 Das WPA ergänzt dabei 
das seit 2004 bestehende Abkommen über Handel, Entwick-
lung und Zusammenarbeit (englisch: Trade, Development and 
Cooperation Agreement; TDCA) zwischen der EU und Süd-
afrika, indem es weitere Liberalisierungen der Handelsbezie-
hungen vorsieht. So legt das WPA fest, dass Südafrika fortan 
84,9% seiner Zolllinien vollständig und 12,9% teilweise für 
EU-Importe liberalisiert, während die EU 94,9% ihrer Linien 
vollständig und 3,2% teilweise für sudafrikanische Importe 

öffnet.32 Außerdem dürfen beide Handelsblöcke neue Ausfuhr-
steuern in Zukunft nur unter sehr restriktiven Bedingungen 
erheben.33

Obwohl die EU lediglich 1,3% ihres weltweiten Handels mit 
Südafrika betreibt (die EU ist hingegen mit einem Anteil von 
27,1% der wichtigste Handelspartner Südafrikas),34 hat sie 

dennoch ein gesondertes Interesse an gewissen Rohstoffen des 
Landes. Insbesondere einige der aktuell gelisteten kritischen 
Rohstoffe sind hier von Belang. So bezieht die EU 15% des 
importierten Flussspats, 13% des Vanadiums und 31% der 
Metalle der Platingruppe aus südafrikanischen Quellen.35

Die Gewaltförmigkeit des neoliberalen 

Extraktivismus

Die überproportionale Aneignung von natürlichen Ressour-
cen (semi-)peripherer Länder durch hochentwickelte Indu-
strienationen basiert auf mehreren miteinander verwobenen 
Mechanismen. Dabei spielen insbesondere die drei inter-
nationalen Organisationen Weltbank, IWF und WTO eine 
prominente Rolle. Die WTO ist das vorrangige Gremium 
zur multilateralen Aushandlung einer neoliberalen Weltwirt-
schaftsordnung. Weltbank und IWF haben in der Vergangen-
heit vor allem über Kreditgewährungen und daran gekoppelte 
Strukturanpassungsprogramme weitläuige neoliberale Refor-
men in vielen in Zahlungsnot geratenen Schwellen- und Ent-
wicklungsländern bewirkt.36 Obwohl die dadurch veranlassten 
außenwirtschaftspolitischen Öffnungsprozesse der betroffenen 
Länder oftmals einen deutlichen Zwangscharakter erkennen 
ließen, gab und gibt es auch viele Fälle, in denen die politi-
schen und wirtschaftlichen Eliten von unterentwickelten Staa-
ten Neoliberalisierungsstrategien proaktiv verfolg(t)en.37

Der asymmetrische Zugang zu Rohstoffen ist neben (außen-)
wirtschaftspolitischen Aspekten darüber hinaus auch mit einer 
Reihe von sicherheitspolitischen Implikationen verbunden. So 
schätzt beispielsweise das Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP), dass in 40 Prozent aller innerstaatlichen 
Konlikte der letzten 60 Jahre eine kausale Verbindung zum 
Abbau von natürlichen Ressourcen bestand.38 Einem Bericht 
des Heidelberger Instituts für Internationale Konliktforschung 
zufolge wiesen alleine im Jahr 2016 98 Konlikte einen Bezug 
zu Wasser, Metallen, Mineralien oder anbaufähigem Land 
auf. 67 Prozent dieser Konlikte gingen mit gewalttätigen 
Auseinandersetzungen einher, wobei neun Fälle als Kriege 
eingestuft wurden. Auch tendierten Rohstoffkonlikte, so die 
Studie weiter, dazu, in ihrem Verlauf gewaltsamer zu werden.39 
Darüber hinaus ist in vielen Ländern auch zivilgesellschaftli-
ches Engagement gegen Ressourcenextraktivismus und andere 
ökologische Verwerfungen nicht ungefährlich. Nach Recher-
chen der britischen Nichtregierungsorgansition Global Witness 
wurden im Jahr 2016 200 UmweltaktivistInnen in 24 Staaten 
aufgrund ihrer Arbeit umgebracht. Im Vorjahr belief sich die 
Anzahl der Opfer noch auf 186. Viele der Getöteten stammen 
dabei aus indigenen Gemeinschaften. Insbesondere die in den 
Ländern Brasilien (49 dokumentierte ermordete Aktivisten), 
Kolumbien (37), den Philippinen (28), Indien (16), Hondu-
ras (14), Nicaragua (11) sowie der Demokratischen Republik 
Kongo (10) wurde 2016 umweltaktivistisches Engagement 
gewaltsam unterdrückt.40

Ferner konnte die Geographin Jessica Steinberg nachweisen, 
dass – zumindest auf dem afrikanischen Kontinent – niedrig-
schwellige Konliktsituationen wie organisierte Demonstratio-
nen, Streiks oder Aufstände mit höherer Wahrscheinlichkeit 
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(gewaltsam) niedergeschlagen werden, wenn sie in der Nähe 
von Bergbauanlagen (und zeitgleich möglichst weit entfernt 
von Hauptstädten) stattinden.41 Steinberg führt diesen Zusam-
menhang vor allem auf die politökonomischen Implikationen 
extraktiver Wirtschaftsaktivitäten zurück: Die starre Infra-
struktur für die Extraktion natürlicher Ressourcen und die 
begrenzten Ausstiegsmöglichkeiten machen diese Einkom-
mensquelle besonders und unmittelbar verwundbar ... Es sind 
jedoch nicht die natürlichen Ressourcen an sich, die solche 
Szenarien befördern, sondern vielmehr die speziischen Eigen-
schaften ortsgebundener Fixiertheit, versunkener Kosten und 
die Aussicht auf hohe Staatseinnahmen. 42

Darüber hinaus wird auch die militärische Absicherung zen-
traler maritimer Handelsrouten für wichtige Rohstoffe in vielen 
Sicherheitsstrategien hochentwickelter Industrienationen als 
außenpolitisches Aufgabenfeld verstanden. Auch die EU und 
ihre Mitgliedstaaten haben in der Vergangenheit auf viele dieser 
Instrumente zurückgegriffen, um wirtschaftliche wie geopo-
litische Interessen durchzusetzen.43 An dieser Stelle sei nur 
auf zwei Beispiele verwiesen: die EU-Operation EUFOR RD 
Congo im Jahr 2006 in der Demokratischen Republik Kongo 
sowie die seit 2008 andauernde Marinemission ATALANTA 
der EU vor der Küste Somalias. In beiden Fällen ist zumindest 
teilweise von rohstoffpolitischen Beweggründen auszugehen. 
Der EU-Einsatz im Kongo 2006 sollte laut ofizieller Angaben 
dazu beitragen, einen friedlichen Verlauf der bevorstehenden 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen zu gewährleisten. 
Wie Lühr Henken anmerkt, wurde dieses Mandat jedoch nicht 
lediglich als Selbstzweck verstanden: Ein weiterer Grund für 
das Eingreifen der EU ist der Griff nach dem Rohstoff- und 
Wasserreichtum des Landes. Es ist nicht daran gedacht, mittels 
dieser EU-Truppen direkt auf Rohstoffressourcen zuzugreifen. 
Aktuell geht es darum, die hergebrachte korrupte Machtstruk-
tur im Kongo, die den transnationalen Konzernen einen preis-
werten Zugriff auf die reichhaltigen Ressourcen des Landes 
sichert, mittels der Wahlen zu konservieren und vor allem zu 
legitimieren. 44

Auch die maritime EU-Mission ATALANTA vor der Küste 
Somalias hat einen rohstoffpolitischen Bezug. Obwohl der Ein-
satz zu Beginn mit der Begründung, man wolle dafür sorgen, 
dass die Schiffe des Welternährungsprogramms die hungernde 
somalische Bevölkerung erreichten, legitimiert wurde, war 
schnell klar, dass das Engagement der EU vor allem dem 
Schutz der wichtigen küstennahen Tankerroute vor der lokalen 
Piraterie galt.45 Dieses Kausalverhältnis wurde zuletzt auch in 
der EU-Globalstrategie aus dem Jahr 2016 offen benannt: Im 
Zusammenhang mit dem Interesse der EU an einem offenen 
und fairen Wirtschaftssystem besteht die Notwendigkeit von 
weltweitem Wachstum und weltweiter Sicherheit im Seever-
kehr, wodurch offene und geschützte Wege auf Ozeanen und 
Meeren, die für den Handel von entscheidender Bedeutung 
sind, und der Zugang zu den natürlichen Ressourcen sicherge-
stellt werden. Die EU wird zur weltweiten maritimen Sicher-
heit beitragen und dabei auf ihre Erfahrungen im Indischen 
Ozean und im Mittelmeer zurückgreifen und die Möglichkei-
ten für den Golf von Guinea, das Südchinesische Meer und die 
Straße von Malakka prüfen. 46

Die Sicherheitspolitik der EU und ihrer Mitgliedstaaten lei-
stet also einen direkten Beitrag zur gewaltvollen Aufrechter-
haltung der bestehenden Muster globaler Rohstoffproduktion 
und -konsumption. Allerdings proitiert die EU in vielen Fällen 
auch von der gewaltförmigen innerstaatlichen Repression von 
Bevölkerungsschichten in neoliberalisierten rohstoffexportie-

renden Schwellen- und Entwicklungsländern, ohne dabei einen 
proaktiven sicherheitspolitischen Beitrag zu leisten. Südafrika 
ist hierfür ein eindrückliches Beispiel.

Die Remilitarisierung Südafrikas

a) Südafrika als eigenständiger 

Sicherheitsakteur

Im Jahr 2007 gingen die EU und Südafrika eine Strategische 
Partnerschaft ein.47 Südafrika ist damit unter den insgesamt 10 
Staaten, mit denen die EU ein solches Verhältnis plegt, das 
bislang einzige afrikanische Land. Die Partnerschaft zwischen 
der EU und Südafrika konzentriert sich dabei vor allem auf 
gemeinsame Themenschwerpunkte vergangener bilateraler 
Beziehungen wie Handel, Entwicklung sowie Wissenschaft 
und technologischer Fortschritt. Die mitunter gewaltgestützte 
sicherheitspolitische Ordnung innerhalb Südafrikas spielt in 
diesem Kontext keine explizite Rolle.

Dies ist nicht weiter verwunderlich, ist Südafrika doch ein 
Land, das nicht zuletzt aufgrund seiner blutigen Geschichte 
über eine robuste  staatliche Sicherheitsarchitektur verfügt.48 
Entsprechende Rüstungsgüter bezieht der südafrikanische 
Staat zu einem großen Teil aus nationaler Produktion,49 die seit 

ihrem Ausbau in den frühen 1960er Jahren – auch vor dem 
Hintergrund des von 1977 bis zum Ende des Apartheidregimes 
anhaltenden internationalen Waffenembargos – ein hohes 
Niveau erreicht hat.50 Auch sind viele verwendete Waffensy-
steme selbst durchgeführte Kampfwertsteigerungen  älte-
rer ausländischer – zumeist westlicher – Modelle.51 Darüber 
hinaus erforderliche Rüstungswaren werden importiert. Nach 
Angaben des Stockholm International Peace Research Insti-
tute (SIPRI) lag Südafrika zwischen 2012 und 2016 auf dem 
68. Platz der weltweiten Waffenimporteure.52 Die wichtigsten 
Waffenlieferanten waren dabei in den letzten Jahren Schwe-
den, Deutschland, einige weitere EU-Mitgliedstaaten und 
die USA.53 Berücksichtigt man auch Destinationen innerhalb 
Europas, so nahm Südafrika im Zeitraum zwischen 1998 und 
2016 die 20. Stelle unter den wichtigsten Empfängerländern 
von EU-Rüstungsexporten ein.54 Von 2001 bis 2016 betrug 
das Exportvolumen europäischer Rüstungsgüter nach Süd-
afrika insgesamt 2,9 Milliarden Euro. Unter den exportierten 
Waren befanden sich unter anderem Fluggeräte, Kriegsschiffe, 
Sprengkörper, Fahrzeuge und Panzer, diverse Munition, 
Schutzgeräte sowie Kleinwaffen.55

Wie die südafrikanische Sozialwissenschaftlerin Jane Duncan 
anmerkt, sind die zu beobachtenden Remilitarisierungstenden-
zen der letzten Jahre nicht lediglich auf Zumas machtpolitische 
Interessen zurückzuführen: Die Sachlage deutet auf eine sehr 
viel größere Agenda hin, nämlich eine der Stärkung des Sicher-
heitsclusters, um auf diesem Wege die soziale Kontrolle über 
Südafrikas höchst ungleiche und extraktive sozioökonomische 
Gesellschaftsverhältnisse zu steigern. Niemand sollte sich über 
diese Entwicklungen wundern; immerhin sind sie auch andern-
orts zu beobachten und berufen sich auf ähnliche Methoden der 
sozialen Einhegung, wie sie in anderen Ländern auch gegen 
widerspenstige Bevölkerungen eingesetzt werden. 56

b) Die Paramilitarisierung der südafrikanischen 

Polizei

Zur Absicherung des sozio- und politökonomischen Status 
quo greifen südafrikanische Sicherheitsbehörden in diesem 
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Zusammenhang mitunter auch auf massive physische Gewalt 
zurück. Traditionell kommt dem Südafrikanischen Polizeidi-
enst (englisch: South African Police Service; SAPS) hier eine 
besondere Rolle zu. Noch zu Zeiten der Apartheid bestanden 
dessen Aufgaben vor allem in der gewaltförmigen Kontrolle 
der schwarzen Bevölkerung, der Bekämpfung politischer 
Oppositionsbewegungen sowie dem Schutz des weißen 
Regierungsapparats und der weißen Bevölkerung vor Verbre-
chen und politischen Unruhen. Dieses Aufgabenproil erfor-
derte keine polizeilichen Fähigkeiten im traditionellen Sinn, 
belohnte stattdessen politische Loyalität und produzierte nicht 
selten erschütternde Machtmissbrauchsfälle.57 Ein besonders 
gravierendes Beispiel dafür war das Massaker von Sharpeville 
vom 21. März 1960, als die südafrikanische Polizei das Feuer 
auf eine Gruppe von DemonstrantInnen eröffnete und dabei 69 
Menschen tötete sowie über 300 verletzte.58

Nach der Überwindung des Apartheidsystems investierte der 
ANC zunächst viel Energie in die Reform der Polizeibehör-
den. Neue Ausbildungs- und Trainingsstandards wurden einge-
führt, sowie gesetzliche Richtlinien verabschiedet. Außerdem 
bemühte man sich vermehrt um vertrauensbildende Maß-
nahmen und Kriminalitätsprävention in armen Gemeinden. 
Obwohl derartige Vorhaben oftmals positive Effekte mit sich 
brachten, konnten sie keine nachhaltigen Verbesserungen der 
sicherheitspolitischen Lage Südafrikas bewirken.59 So sinkt 

zwar seit 1997 die Anzahl der polizeilichen Tötungen, jedoch 
ist Polizeigewalt nach wie vor sehr präsent.60

Nachdem also der erhöhte Fokus auf Rechenschaftsplicht 
und Legitimität der polizeibehördlichen Reformen während 
Mandelas Amtszeit (1994-1999) keine signiikante Reduktion 
gewalttätiger Verbrechen herbeiführen konnte, setzten mit dem 
Austausch der bis dato gültigen auf Kriminalitätsprävention 
ausgelegten nationalen Strategie durch eine neue Strategie der 
Kriminalitätsbekämpfung Anfang der 2000er Jahre auch deut-
liche Militarisierungstendenzen ein.61 Die unter Mbeki einge-
führte Nulltoleranzpolitik ging dabei unter anderem mit einer 
allgemeinen Verrohung des öffentlichen Diskurses einher, im 

Rahmen dessen Kriminelle von Seiten hochrangiger Politike-
rInnen gelegentlich auch als Untermenschen  oder Bastarde  
bezeichnet wurden.62 Nach Duncan lässt sich der polizeiliche 
Militarisierungsprozess anhand materieller, kultureller, orga-
nisatorischer und operationeller Indikatoren festmachen. Die 
materiellen Indikatoren sind dabei der erhöhte Einsatz militä-
rischer Waffenarsenale und der graduelle Übergang von Trä-
nengas und Wasserkanonen zu Gummigeschossen, die aus 
nächster Nähe durchaus tödlich sein können, und scharfer 
Munition. Die kulturellen Indikatoren bestehen in der Wieder-
einführung militärischer Ränge innerhalb der Polizeieinhei-
ten und den Kriegsanalogien in öffentlichen Verlautbarungen 
zur Kriminalitätsbekämpfung. In organisatorischer Hinsicht 
lassen sich vor allem der Bedeutungszuwachs paramilitäri-
scher Polizeieinheiten und die zunehmende Zentralisierung 
von Entscheidungsbefugnissen anführen. Die operationellen 
Indikatoren sieht Duncan in dem Wandel weg von reaktiver, 
hin zu proaktiver erkenntnisgestützter Polizeiarbeit und dem 
allgemein aggressiveren Vorgehen – auch in Hinblick auf die 
Durchsetzung öffentlicher Ordnung.63

Das zentrale Symptom dieses Militarisierungstrends ist wohl 
der neue Stellenwert der paramilitärischen Polizeieinheiten, 
von denen einige erst im Laufe der 2000er Jahre gegründet 
wurden. Die älteste dieser Einheiten ist die Special Task Force 
(STF), die bereits während der Apartheid entstand und tradi-
tionell im Bereich der Terror- und Aufstandsbekämpfung tätig 
war. Innerhalb des SAPS ist sie für Einsätze in strategischen 
und hochriskanten Bedrohungssituationen, die in der Regel 
spezielle Kompetenzen oder Ausrüstung erfordern, zuständig. 
Sie ist die einzige Polizeieinheit, die Tarnuniformen trägt.64 
Eine weitere paramilitärische Eliteeinheit ist die National 
Intervention Unit (NIU). Sie wurde 2002/3 für Situationen mit 
mittlerem bis hohem Risikoproil, die von regulären Polizei-
einheiten nicht unter Kontrolle gebracht werden können, ins 
Leben gerufen und konzentriert sich auf Einsätze zur Kri-
minalitätsbekämpfung, insbesondere in Fällen öffentlicher 
Gewaltausbrüche. Bei Bedarf wird sie auch zur operationellen 

Quelle: Bob Adams / CC BY-SA 2.0 / Wikimedia Commons
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Unterstützung anderer Einheiten (wie beispielsweise der STF) 
abgerufen.65 Das im Jahr 2009 gegründete Tactical Response 
Team (TRT) stellt die jüngste paramilitärische Einheit des 
SAPS dar und ist auf erkenntnisgestützte Dienstleistungen 
für andere Polizeieinheiten in mittel- bis hochriskanten Ein-
satzgebieten spezialisiert. Das TRT konzentriert sich dabei 
auf Kriminalitätsbekämpfung und den Umgang mit großen 
Menschenmengen.66 Seit 2011 sind die STF, die NIU und das 
TRT gemeinsam mit regulären Einheiten der Ordnungspolizei 
innerhalb der SAPS-Division Operational Response Services 
(ORS) organisiert.67 Die ORS sind dabei insbesondere für die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, die Einhegung 
grenzübergreifender Kriminalität, luftgestützte Hilfeleistun-
gen für diverse Polizeiarbeiten und die Ausführung mittel- bis 
hochriskanter Operationen zuständig.68

Um diesem Aufgabenspektrum gerecht zu werden, verfügen 
die Polizeieinheiten der ORS über ein umfangsreiches Waf-
fenarsenal, das mitunter auch Importwaren aus der EU und 
nationale Produkte europäischer Lizenzen enthält. So gehört 
zur Standardausrüstung der südafrikanischen Ordnungspo-
lizei neben Pfefferspray und dem Sturmgewehr R5 auch die 
Pistole Z88, ein südafrikanischer Lizenzbau der italienischen 
Beretta Modell 92.69 Die Einheiten der STF verwenden unter 
anderem einige (Maschinen-)Pistolen des deutschen Waffen-
herstellers Heckler & Koch wie die USP, die USP Compact 
sowie die MP5-N. Die von der STF eingesetzten südafrikani-
schen Sturmgewehre R1, R2 und R3 sind Lizenzbauten des 
belgischen FN FAL Para. Auch Scharfschützengewehre des 
britischen Waffenherstellers Accuracy International sowie der 
österreichischen Firma Steyr Mannlicher sind im Gebrauch. 
Zudem setzt die STF die italienischen Schrotlintenmodelle 
RS-200 und RS-202 M1 ein. Das verwendete Maschinenge-
wehr FN MAG kommt aus Belgien. Des Weiteren verfügt die 
STF über einige gepanzerte Fahrzeuge wie den Casspir, den 
RG-12 Nyala  und den RG-31, die von OMC Land Systems 
hergestellt werden, einer südafrikanischen Tochterirma des 
britischen Rüstungskonzerns BAE Systems.70 Zum Waffenar-

senal der NIU-Einheiten gehören neben der Maschinenpistole 
USP und den Sturmgewehren R1 und R5 auch die italienische 
Beretta Px4 Storm sowie Betäubungsgranaten aus dem Verei-
nigten Königreich.71 Diese (sehr wahrscheinlich unvollstän-
dige72) Aulistung zeigt, dass der SAPS zu einem doch nicht 
unerheblichen Teil mit Rüstungswaren und Lizenz-Produktio-
nen aus der EU ausgerüstet ist.

Die unter anderem auf diese Weise erworbene Ausrüstung 
setzt die südafrikanische Polizei seit der Jahrtausendwende 
neben der Kriminalitätsbekämpfung immer häuiger auch 
wieder gegen streikende ArbeiterInnen und DemonstrantInnen 
ein. Diese Entwicklungen sind dabei nicht ohne deren Einbet-
tung in die neoliberalen Herrschafts- und Machtverhältnisse 
innerhalb der südafrikanischen Gesellschaft zu verstehen. 
Sowohl die Militarisierungsprozesse als auch die sozialen Phä-
nomene, die der SAPS dadurch zu bekämpfen versucht, sind 
Folgen gegebener sozio- und politökonomischer Strukturen.73 
So weisen etwa zahlreiche kriminologische Studien nach, dass 
wirtschaftliche Ungleichheit der weitaus beste Prädiktor für 
lokale Mordraten ist. Eine gängige Erklärung hierfür verweist 
auf den in ungleichen Gesellschaften vorherrschenden gestei-
gerten Wettbewerb um materielle wie immaterielle Statussym-
bole und die vornehmlich unter deprivierten jungen Männern 
zu beobachtende Tendenz, diesen gewaltsam auszutragen.74

Eine weitere Reaktion auf die sozialen und politischen 
Missstände im Land stellt die seit 2004 zu beobachtende 
Zunahme von (mitunter militanten) Demonstrationen und 
Streiks dar.75 Der Ärger vieler DemonstrantInnen richtet sich 
dabei insbesondere gegen die unzureichende Bereitstellung 
von Dienstleistungen sowie korrupte LokalpolitikerInnen. 
Dem Soziologen Peter Alexander zufolge liegen deren Ursa-
chen in der nationalen Politik der letzten zwei Jahrzehnte: 
Viele Probleme können auf die neoliberale  Regierungspo-

litik der Post-Apartheid zurückgeführt werden. Die Privatisie-
rung lokaler Dienstleistungen eröffnete Ratsmitgliedern und 
deren Günstlingen neue Möglichkeiten privater Akkumulation. 
Unzureichende Investitionen in öffentliche Güter haben einen 

Platinmine in Südafrika. Quelle: Ryanj93 / CC BY-SA 4.0 / Wikimedia Commons
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n Mangel an Personal mit den nötigen Fähigkeiten zur Admini-
stration lokaler Verwaltungsstrukturen und Aufrechterhaltung 
kommunaler Dienstleistungen (insbesondere außerhalb der 
Metropolregionen) entstehen lassen .76

Neben anhaltenden politischen Demonstrationen lässt sich in 
Südafrika auch ein hohes Streikniveau über alle Wirtschafts-
sektoren beobachten.77 Mit einer durchschnittlichen jährlichen 
Anzahl von 65 Streiks in den Jahren von 2007 bis 2012 und 
steigender Tendenz ist Südafrika womöglich sogar das Land 
mit den intensivsten Arbeitskämpfen der Welt.78 Das repressive 
Vorgehen des SAPS ist vor diesem Hintergrund nicht schlicht 
als fehlgeleitetes polizeiliches Reaktionsmuster zu deuten, 
sondern vielmehr in seiner Logik innerhalb einer zutiefst 
ungleichen Klassengesellschaft zu verstehen. Die südafrika-
nischen Polizeibehörden sind keine apolitische Instanz, deren 
primäre Aufgabe der Schutz eines wie auch immer deinierten 
Allgemeinwohls ist. Im Gegenteil: Wie auch in anderen kapi-
talistischen Demokratien dient die gewaltförmige Repression 
marginalisierter und aufbegehrender Bevölkerungsschichten 
vor allem der Perpetuierung eines neoliberalen Akkumulati-
onsregimes im Interesse dominanter Eliten und Klassen.79

Das massaker von marikana

Als am 16. August 2012 34 streikende MinenarbeiterInnen 
in Marikana von der südafrikanischen Polizei getötet wurden, 
sprachen viele von einem historischen Wendepunkt.80 Das 
Ausmaß zur Schau gestellter (polizei-)staatlicher Gewalt 
erweckte vielfach Erinnerungen an vergangene, längst als 
überwunden geglaubte Erfahrungen aus Zeiten der Apartheid. 
Die damit einhergegangene allgemeine Desillusion über den 
demokratisch-rechtsstaatlichen Charakter Südafrikas wirkt bis 
heute nach.

Marikana beindet sich im sogenannten Bushveld-Komplex, 
einer Region, die etwa 95 Prozent der weltweit bekannten 
Lagerstätten von Platingruppenmetallen beherbergt.81 In 
diesem Gebiet ist unter anderem auch der britisch-südafrikani-
sche Bergbaukonzern Lonmin tätig, dessen streikende Arbei-
ter bei den gewalttätigen Ausschreitungen vom August 2012 
ums Leben kamen. Lonmin ist der drittgrößste Platinprodu-
zent der Welt82 und mit Gewinnmargen von 30 Prozent in den 
letzten 20 Jahren deutlich proitabler als der weltweite Durch-
schnitt (Margen von 8 Prozent) gewesen.83 Das Unternehmen 
beschäftigt in Marikana rund 25000 Festangestellte und 8000 
Vertrags- und Zeitbedienstete, die täglich im Schnitt 26000 
Tonnen Gestein an die Oberläche befördern, aus denen etwa 
3500 Unzen an Platingruppenmetallen gewonnen werden.84 Im 
Jahr 2012 erwirtschaftete der Konzern einen durchschnittlichen 
Tagesumsatz von fünf Millionen Euro. Die MinenarbeiterIn-
nen Lonmins erhielten im selben Jahr allerdings lediglich ein 
Durchschnittsgehalt von monatlich 400 Euro und lagen damit 
nahe an der Armutsgrenze. Hinzu kommt, dass sie mit diesem 
Lohn im Schnitt acht weitere Menschen ernähren mussten.85

Neben dem niedrigen Einkommen waren und sind auch die 
Arbeits- und Lebensbedingungen im südafrikanischen Platin-
bergbau äußerst schlecht. Die Mehrheit der ArbeiterInnen in 
den Abbauregionen lebt in Wellblechhütten und muss ohne 
gesicherten Zugang zu ließendem Wasser, Strom oder Kana-
lisationsanlagen auskommen. Der Platinabbau indet in Tiefen 
von bis zu 1400 Metern statt und ist dabei ausgesprochen risi-
koreich. Alleine im Jahr 2016 kamen in den Platinminen Süd-
afrikas 27 Menschen ums Leben. Die Anzahl der Arbeitsunfälle 
nimmt jährlich zu.86 Eine weitaus häuigere berufsbezogene 

Todesursache stellt jedoch die Lungenerkrankung Silicosis dar, 
die durch die in den Lüftungsschächten zirkulierenden Partikel 
verursacht wird. Laut einer aktuellen Studie sind 36 Prozent 
aller ArbeiterInnen davon betroffen. Aufgrund der Emissionen 
der angegliederten Fabriken ist darüber hinaus auch die Luft 
im nahen Umfeld der Bergbauanlagen belastet.87

Die Widrigkeiten, denen die Platinminenarbeiter ausgesetzt 
sind, verweisen auf bis heute andauernde Kontinuitäten des 
kolonialen Apartheidregimes, die sich sowohl klassistisch, 
rassistisch als auch sexistisch artikulieren.88 Die neoliberale 
Arbeitsmarktpolitik der letzten beiden Jahrzehnte trug dabei 
zu einer anhaltenden Fragmentation und Prekarisierung der 
Beschäftigungsverhältnisse bei, die vor dem Hintergrund le-
xibilisierter Arbeitsverträge und dem traditionell hohen Anteil 
migrantischer ArbeiterInnen im Bergbausektor solidarisches 
Handeln oftmals erschwer(t)en.89

Am 10. August 2012 traten etwa 3000 Minenarbeiter aus 
Lonmins Platinminen in Marikana in einen ungeschützten  
Streik,90 um höhere Löhne durchzusetzen. Da sich das Ver-
hältnis zwischen den streikenden ArbeiterInnen und der bis 
dato größten Bergbaugewerkschaft National Union of Mine-
workers (NUM) in den Monaten zuvor sehr verschlechtert 
hatte und viele der Meinung waren, dass es der NUM dem 
Lonmin-Management gegenüber an kritischer Distanz fehlte, 
entschieden sich die ArbeiterInnen, die üblichen über Gewerk-
schaftsfunktionärInnen vermittelten Verhandlungsprozesse zu 
umgehen und stattdessen direkte Gespräche mit der Unterneh-
mensführung zu fordern.91 Nachdem sich Lonmin weigerte, mit 
den Streikenden zu verhandeln und mit Entlassungen drohte, 
kam es in den folgenden Tagen zu mehreren gewalttätigen 
Auseinandersetzungen, bei denen sowohl BergarbeiterInnen 
als auch PolizistInnen zu Tode kamen.92 Die Gewalteskalation 
resultierte letztendlich in dem Massaker vom 16. August 2012, 
das 34 streikenden ArbeiterInnen das Leben kostete.

Erst nachdem sorgfältige Recherchen engagierter Journali-
stInnen, AktivistInnen, WissenschaftlerInnen und Filmema-
cherInnen auf inhaltliche Ungereimtheiten des dominanten 
Narrativs hingewiesen hatten, wurde dessen Glaubwürdig-
keit vereinzelt in Frage gestellt. Auch die nach ihrem leiten-
den Richter benannte Farlam-Kommission93 zur nationalen 
Untersuchung der Vorfälle konnte Lücken der polizeilichen 
Selbstverteidigungsthese aufzeigen: Die Polizei, so wurde 
detailliert festgestellt, hatte Beweise unterschlagen, Doku-
mente gefälscht, Absprachen zu Falschaussagen getroffen, 
Aussagen verweigert, sich des Meineids schuldig gemacht 
und potenzielle BelastungszeugInnen unter Druck gesetzt, 
manche auch gefoltert. 94 Wie Grimm und Krameritsch zudem 
anmerken, lässt die tatsächliche Beweislage gänzlich andere 
Schlüsse zu als die öffentlichen Verlautbarungen der Polizei: 
Vieles spricht dafür, dass die mit tödlicher Munition ausge-

stattete Polizei schon am ersten Schauplatz des Massakers 
– einem Steinhügel, der den Arbeitern als Versammlungsort 
diente – nicht aus Notwehr handelte. Die 328 Kugeln, die die 
45 Polizisten innerhalb von elf Sekunden auf die Streikenden 
abfeuerten und damit 17 von ihnen töteten, wurden nicht auf 
angreifende, sondern auf lüchtende Menschen geschossen. 
Etwa 200 Meter entfernt, an der sogenannten zweiten Stelle  
des Massakers, wurden weitere 17 Menschen von der Polizei 
getötet. Mittlerweile bestreitet niemand mehr, dass hier Morde 
begangen worden sind. Es war keineswegs polizeiliche Not-
wehr, es handelte sich vielmehr um Exekutionen. Aus unmit-
telbarer Nähe sind Menschen, die sich stellten und ihre Hände 
erhoben, von Polizisten erschossen worden. Andere wurden 
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von hinten getroffen, als sie versuchten zu liehen. 95

Das Lonmin-Management wollte unter keinen Umständen 
die geregelten Lohnverhandlungsverfahren über die unterneh-
mensnahe NUM-Gewerkschaft delegitimieren und verweigerte 
sich deshalb allen direkten Gesprächen mit der streikenden 
ArbeiterInnenschaft. Die NUM wiederum fürchtete, dass ein 
erfolgreicher Ausgang des Streiks die Mitgliederzahlen der 
Association of Mineworkers and Construction Union (AMCU), 
einer Konkurrenzgewerkschaft, die in den Monaten vor dem 
Massaker mehr und mehr an Popularität gewonnen hatte und 
die streikenden ArbeiterInnen ausdrücklich unterstützte, in 
neue Höhen schnellen lassen könnte. Auch der ANC hatte ein 
Interesse an der fortdauernden gewerkschaftlichen Dominanz 
der NUM im Bergbausektor, da diese ein wichtiger Bestand-
teil des nationalen Gewerkschaftsdachverbandes Congress of 
South African Trade Unions (COSATU) war. Der ANC bildet 
zusammen mit dem COSATU und der South African Commu-
nist Party (SACP) seit 1994 die Regierungsallianz. Darüber 
hinaus wollte der ANC verhindern, dass Julius Malema, ein 
populäres ehemaliges Parteimitglied, die aufrührerische Stim-
mung für eine neue Parteigründung nutzte.96

Die Verlechtungen unternehmerischer, gewerkschaftlicher 
und staatlicher Repressionsbestrebungen in Marikana lassen 
sich wohl am deutlichsten anhand der Rolle Cyril Ramaphosas 
aufzeigen. Ramaphosa ist mehrfach inhaftierter Anti-Apart-
heid-Aktivist, Mitbegründer der NUM und war außerdem 
ANC-Chefverhandler während der Transitionsgespräche in 
den frühen 1990er Jahren. Infolge des Post-Apartheid-Wandels 
erwirtschaftete Ramaphosa als Privatunternehmer in unter-
schiedlichen Positionen große Reichtümer, sodass er heute als 
einer der wohlhabendsten Menschen Südafrikas gilt. Als die 
MinenarbeiterInnen von Lonmin im August 2012 in den Streik 
traten, hielt Ramaphosa über ein eigenes Investitionsunterneh-
men 9,1 Prozent der Aktienanteile an dem Bergbaukonzern 
und war gleichzeitig Vorstandsmitglied. Seinen großen Ein-
luss innerhalb des ANCs nutzte er, um das Polizei- und das 
Bergbauministerium dazu zu drängen, entschiedener gegen die 
Streikenden vorzugehen.97 Hätte Ramaphosa deeskalierender 
eingewirkt, so behaupten KritikerInnen, wären die getöteten 
34 ArbeiterInnen womöglich noch am Leben.98 Derartige Ein-
wände schadeten seinem öffentlichen Ansehen jedoch nicht. 
Ramaphosa ist seit dem 15. Februar 2018 amtierender Präsi-
dent Südafrikas.

b) Der Bezug zu Europa

Das Massaker von Marikana sorgte auch in den Medien euro-
päischer Länder für Aufmerksamkeit, was keine Selbstver-
ständlichkeit ist. Wie der Journalist Stefan Buchen aufzeigt, 
maß auch die deutsche Berichterstattung dem Ereignis einen 
hohen Bedeutungswert bei.99 Die frühen Analysen konzen-
trierten sich dabei vor allem auf Fragen nach der Schuld an 
der Gewalt sowie dem krisenhaften Charakter südafrikani-
scher Politik. Hinsichtlich der Verantwortlichkeit ließen sich 
sowohl Beiträge inden, die die Sicherheitskräfte der Eskala-
tion beschuldigten, als auch solche, die eher die streikenden 
ArbeiterInnen in der Verantwortung sahen. Was jedoch alle 
Analysen vereinte, so Buchen, war ihr interpretativer Refe-
renzrahmen: Die deutschen ReporterInnen sehen das Blutbad 
von Marikana als innenpolitisches Problem. So unterschiedlich 
die Erklärungsansätze auch sein mögen – korrupte Regierung, 
schlecht ausgebildete Polizei, gewaltbereite Arbeiter, schlechte 
Arbeitsbedingungen –, die Ursachen des Ereignisses werden 

allein in Südafrika gesucht. 100 Symptomatisch dafür steht die 
in allen Fernsehnachrichten und den meisten Zeitungsberich-
ten vorgefundene Charakterisierung Lonmins als südafrika-
nischer  Bergbaukonzern. Die multinationale Ausrichtung des 
südafrikanisch-britischen Unternehmens mit Sitz in London 
wird dadurch unkenntlich gemacht.101

Ein schwerwiegenderes Versäumnis der frühen medi-
alen Berichterstattung in Deutschland ist allerdings in dem 
Umstand zu sehen, dass der deutsche Chemiekonzern BASF 
an keiner Stelle als wichtigster Kunde Lonmins benannt 
wurde. Buchen schreibt hierzu: Den deutschen Korrespon-
dentInnen soll nicht unterstellt werden, sie hätten im August 
2012 den Bezug der BASF zum Massaker von Marikana 
bewusst verschwiegen. Das wäre dumme Verschwörungstheo-
rie. Was hingegen naheliegt, ist der Verdacht, dass sie in der 
Krisensituation davor zurückschreckten, das große Ganze in 
den Blick zu nehmen. Das große Ganze sind hier die Abhän-
gigkeits- und Ausbeutungsverhältnisse, die die europäischen 
Eroberer und Kolonialisten über die Jahrhunderte zwischen 
Europa und Afrika etabliert haben. 102 Und ein Teil dieses 
großen Ganzen  ist heute ohne Zweifel auch der Konzern 

BASF. Das 1865 bei Ludwigshafen gegründete Unternehmen 
ist mit einem jährlichen Umsatz zwischen 60 und 75 Milliar-
den Euro der größte Chemiekonzern der Welt. Als globaler 
Akteur beschäftigt dieser etwa 114000 Angestellte in über 80 
Ländern. BASF bietet eine weite Palette an Konsumartikeln 
an und ist in beinahe jeder Industriebranche Produktlieferant. 
Ungefähr 14 Prozent des jährlichen Umsatzes erwirtschaftet 
das Unternehmen als Automobilzulieferer, vor allem durch den 
Verkauf von Katalysatoren. Als weltgrößter Hersteller benötigt 
BASF dafür große Mengen an südafrikanischen Platingrup-
penmetallen. Daher bezieht der Konzern für jährlich etwa 650 
Millionen Euro Metalle aus den Lonmin-Minen in Marikana. 
Das sind über 50 Prozent der örtlichen Jahresproduktion. Die 
Geschäftsbeziehungen zwischen BASF und Lonmin bestehen 
dabei seit mittlerweile mehr als 30 Jahren und reichen bis in 
die Apartheid zurück.103

All dies verdeutlicht, dass das Massaker von Marikana nicht 
nur als südafrikanisches Ereignis, sondern vielmehr im Kon-
text globaler durch internationale Machtasymmetrien geprägte 
Kapitalverwertungslogiken zu betrachten ist. Vor diesem Hin-
tergrund tragen die EU und ihre Mitgliedstaaten eine klare Mit-
schuld an den gewalttätigen Geschehnissen.

Die Externalisierung extraktivistischer Gewalt

Obwohl das Blutvergießen vom 16. August 2012 die lokalen 
ArbeiterInnen zutiefst schockierte, brach der Streik entgegen 
den Annahmen des Lonmin-Managements, der Polizei und der 
NUM nicht ab. Nach über einem Monat anhaltender Proteste 
zeigte sich das Unternehmen schließlich zu Gesprächen bereit 
und bewilligte letztendlich am 18. September 2012 Lohnerhö-
hungen zwischen 11 und 22 Prozent sowie einmalige Bonus-
zahlungen für die Wiederaufnahme der Arbeit. Der siegreiche 
– wenn auch blutig erkaufte – Arbeitskampf inspirierte in den 
folgenden Wochen weitere Streikwellen, die den gesamten süd-
afrikanischen Bergbausektor betrafen und stellenweise sogar 
darüber hinaus fortwirkten.104 Trotz vereinzelter Erfolge sind 
die Arbeits- und Lebensbedingungen in der Bergbauindustrie 
– und nicht nur dort – heute jedoch nach wie vor miserabel.

Das Ziel der vorliegenden Arbeit war es, aufzuzeigen, dass 
die prekäre Situation der (Minen-)Arbeiter in Südafrika – 
und anderen Schwellen- und Entwicklungsländern – sowie 
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die angewandte Staatsgewalt zur Aufrechterhaltung dieser 
Verhältnisse ohne die Berücksichtigung globaler Abhängig-
keitsstrukturen im Zeitalter eines hyperextraktivistischen 
Neoliberalismus nicht zu verstehen sind. Liam Downey und 
KollegInnen beschreiben diesen Zusammenhang wie folgt: 
Natürlich haben Entwicklungsländer ganz andere Interessen 

als Kernländer. Sie haben außerdem sehr viel weniger Macht 
als Kernländer. Daraus ergibt sich, dass Entscheidungen über 
den Einsatz oder die Androhung von Gewalt zum Schutz von 
ressourcenextraktiven Aktivitäten in Entwicklungsländern ver-
mutlich stark durch strukturelle Zwänge, die von vermögenden 
Regierungen, Konzernen oder internationalen Institutionen 
ausgehen, bedingt sind. […] Folglich könnten sich die Regie-
rungen von Entwicklungsländern dazu veranlasst fühlen, unge-
achtet ihrer eigenen Motive und Interessen alle nötigen Mittel 
zur Sicherung ressourcenfördernder Unternehmungen einset-
zen zu müssen, um ihren Schuldverplichtungen nachzukom-
men, fortdauernde ausländische Investitionen sicherzustellen 
und Konlikte mit mächtigeren Nationen und Institutionen zu 
minimieren. 105

Neben externen Zwängen spielen darüber hinaus oftmals 
auch die Interessen nationaler Kapitalfraktionen und neolibe-
ral ideologisierter politischer Eliten eine wichtige Rolle bei 
der politökonomischen Absicherung extravertierter, ressour-
cenintensiver Akkumulationsregime. Die (westlichen) Indu-
strienationen können sich diese leicht von der ausgeübten 
Gewalt distanzieren: [...] obwohl reiche Nationen, Konzerne 
und die Institutionen [...] wahrscheinlich die Bedingungen [der 
Gewaltanwendung] [...] formen, sind diese mächtigen Akteure 
oftmals in der Lage, sich von diesen Entscheidungen abzu-
grenzen und dadurch zu behaupten, (a) sie seien für die Gewalt 
nicht zu verantworten und (b) ihre Kontrolle über natürliche 
Ressourcen sei das Resultat des rationalen und gerechten Wal-
tens des Weltmarktes. 106

Der Soziologe Stephan Lessenich umschreibt unter anderem 
dieses Phänomen mit dem Begriff der Externalisierungsge-
sellschaft .107 Externalisierungsgesellschaften sind demnach 
hochentwickelte kapitalistische Industrienationen, die die 
sozioökologischen Kosten ihrer Reproduktion auf Menschen 
außerhalb ihrer geograischen Grenzen externalisieren. Nach 
Lessenich zeichnen sich solche Gesellschaften durch die drei 
Momente der Ausbeutung, Auslagerung und Ausblendung 
aus. Ausbeutung ereignet sich dort, wo überproportional 
menschliche Arbeitskraft und Natur aus peripheren Gebieten 

vereinnahmt wird. Gleichzeitig werden sowohl unliebsame 
Arbeitsprozesse, Umweltschäden als auch – wie in Marikana 
ersichtlich – exzessive Gewalt in eben jene Regionen ausge-
lagert. Damit diese Produktions- und Lebensweisen in den 
entsprechenden Externalisierungsgesellschaften fortbestehen 
können, müssen sie letztlich der Mehrheit der Menschen 
legitim erscheinen, das heißt, Ausbeutung und Auslagerung 
müssen umgedeutet, verdrängt oder ausgeblendet werden. 
Die Einsicht in die systematische Verursachung von Unge-
rechtigkeit, Leid und Gewalt darf keinen Platz im kollektiven 
Bewusstsein inden. 108

Diese Externalisierungsstrategien scheinen heute jedoch an 
Grenzen zu stoßen. Die durch kapitalistische Verwertungs-
prozesse verursachten sozioökologischen Verwerfungen 
lassen sich nicht länger nur auf (semi-)periphere Regionen 
begrenzen.109 Vielmehr stellen diese mittlerweile die gesamte 
kapitalistische Produktionsweise – auch im globalen Norden 
– radikal in Frage. Die Auswirkungen des Klimawandels sind 
hier nur das virulenteste Beispiel.

Doch nicht nur die durch kapitalistisches Wirtschaften beding-
ten natürlichen Verwerfungen drohen, Akkumulationsdyna-
miken zu untergraben, auch der seit mehreren Jahrhunderten 
bestehende sozioökologische Metabolismus kapitalistischer 
Verwertung scheint ins Stocken zu geraten. Der Geograf Jason 
W. Moore sieht den Grund hierfür in dem sich abzeichnenden 
Ende billiger Natur, insbesondere billiger Arbeitskraft, Nah-
rungsmittel, Energie und Rohmaterialien.110 Im historischen 
Verlauf kapitalistischer Reproduktion war das Kapital, so 
Moore, auf immer neue billige Quellen dieser vier Faktoren 
angewiesen, um Kosten zu senken und akkumulationsförder-
liche Proitraten zu gewährleisten. Mit dem Übergang ins 21. 
Jahrhundert zeichnet sich allerdings das Ende neuer Grenzge-
biete zur Ausbeutung und Aneignung billiger Natur ab – auch 
die jüngeren kapitalistischen Erschließungen Afrikas scheinen 
diesen Trend nicht aufhalten zu können. Das deutlichste Indiz 
hierfür ist wohl der seit 2003 trotz vereinzelter Kurseinbrü-
che anhaltende Rohstoffpreisboom, der seit einigen Monaten 
wieder signiikant steigende Preise aufweist.111

Vor diesem Hintergrund sollte es nicht verwundern, dass 
AnalystInnen seit geraumer Zeit vor kommenden Ressourcen-
kriegen warnen.112 Es bleibt zu hoffen, dass die Menschen und 
Regierungen des globalen Nordens diese Signale nicht erst 
dann ernst nehmen, wenn die damit verbundene Gewalt nicht 
länger externalisiert werden kann.

Solidaritätsproteste in Oakland. 
Quelle: Daniel Arauz / Flickr
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